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Der Groko-Tracker 

Klimaschutz – sozial gerecht! 

Wir wollen die Klimaziele erreichen. Dafür müssen alle an einem Strang ziehen. Für uns ist klar: 

Das wird nur gelingen, wenn die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ihre Familien 

und ihre Heimatregionen eine gute Zukunftsperspektive haben. Um das zu erreichen investiert die 

Bundesregierung bis zu 40 Milliarden Euro. 

 Kohleausstieg vorbereitet 

Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung (WSB)“ hat ihren Abschluss-

bericht zu einem Aktionsprogramm für einen sozialverträglichen Kohleausstieg am 26. Januar 

2019 vorgelegt. In dieser Kommission haben Akteure aus Politik, Wirtschaft, Umweltverbänden, 

Gewerkschaften sowie betroffenen Ländern und Regionen zusammengearbeitet. 

Das Aktionsprogramm beschreibt vor allem den Ausstieg aus dem Kohlestrom und die nötigen 

Strukturhilfen für die betroffenen Regionen.  

 Strukturstärkungsgesetz 

Mit dem Strukturstärkungsgesetz investieren wir in die Zukunft der Menschen: 

Erstens ist der Ausstieg aus der Kohle ein wichtiger Baustein für eine klimafreundliche 

Energiewende. 

Zweitens liefern wir Perspektiven für die Menschen, die vom Kohleausstieg direkt betroffen sein 

werden, lange vor dem Aus für die Kohle. 

Um beides zu erreichen, stehen bis zu 40 Milliarden EUR für aktive Strukturpolitik und gezielte 

Projekte in den betroffenen Regionen zur Verfügung. 

 Klimaschutzpaket auf den Weg gebracht 

Nach langen Verhandlungen haben wir uns am 20.9.2019 in der Regierung auf Regeln geeinigt, 

wie wir unsere internationalen Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaschutzabkommen 

verlässlich einhalten und damit die Klimaschutzziele 2030 erreichen. 

Es ist das bislang umfassendste Klimaschutzpaket, das es in Deutschland je gab. 

Deutschland bekommt ein Klimaschutzgesetz – mit klaren Verantwortlichkeiten, welches 

Ministerium was zu tun hat, um die Klimaziele zu erreichen. Wenn ein Bereich (z.B. Verkehr oder 

Gebäude) seine Zielvorgaben nicht einhält, muss das zuständige Ministerium zügig Maßnahmen 

vorlegen, um die Ziele wieder zu erreichen. Mit dem Klimaschutzgesetz machen wir Klimaschutz 

verbindlich und verlässlich. 
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Das Klimaschutzpaket im Überblick: 

CO2-Preis  

Ein CO2-Preis in den Bereichen Verkehr und Wärme soll klimafreundlichen Antrieben und 

Heizungen einen Schub zu geben. Die CO2-Bepreisung von Benzin, Diesel, Heizöl und Erdgas soll 

2021 mit einem Festpreis für Verschmutzungsrechte von 10 Euro pro Tonne CO2 starten. Bis 

2025 soll der Preis schrittweise auf 35 Euro steigen. 

Erst danach soll der Preis der Verschmutzungsrechte sich über einen Handel bilden und 

innerhalb eines Korridors von Angebot und Nachfrage bestimmt werden. Mit diesen 

Verschmutzungsrechten müssen nicht die Endkunden handeln, sondern Unternehmen, die 

fossile Heiz- und Kraftstoffe in Verkehr bringen oder liefern. Sie bewirken aber, dass es an der 

Tankstelle und beim Heizen teurer wird.  

Die Preise von Heizöl, Sprit und Erdgas hängen von vielen Faktoren ab, der CO2-Preis soll ein 

Bestandteil des Endpreises werden. Experten gehen davon aus, dass ein CO2-Preis von 35 Euro 

pro Tonne zum Beispiel Diesel beim Tanken um mehr als 9 Cent verteuert. Für das erste Jahr des 

Handels mit Zertifikaten - also 2026 - soll eine Preis-Untergrenze von 35 Euro pro Tonne 

festgelegt werden und eine Obergrenze von 60 Euro. Das soll verhindern, dass es für die 

Verbraucher zu teuer wird.  

Verkehr 

Im Gegenzug soll unter anderem die Pendlerpauschale steigen. Pro Entfernungskilometer sollen 

demnach 35 statt 30 Cent von der Steuer abgesetzt werden können - aber erst ab dem 21. 

Kilometer und befristet bis Ende 2026. 

Die Koalition will zudem Bahnfahren billiger und Flüge teurer machen. So soll die 

Mehrwertsteuer auf Bahntickets im Fernverkehr von derzeit 19 auf 7 Prozent sinken. Im 

Gegenzug soll die Luftverkehrsteuer für Starts von deutschen Flughäfen zum 1. Januar 2020 

angehoben werden. Details, welche Strecken dies betrifft, wurden vorerst nicht genannt. 

Um die schwache Nachfrage nach Elektro-Autos zu erhöhen, soll die von Bund und Herstellern 

getragene Kaufprämie erhöht werden - für Autos mit einem Preis von unter 40 000 Euro. Die Kfz-

Steuer soll stärker als bisher an den klimaschädlichen CO2-Emissionen ausgerichtet werden. 

Heizen 

Wer eine alte Ölheizung gegen ein klimafreundlicheres Modell auswechselt, soll mit einer 

„Austauschprämie“ von bis zu 40 Prozent der Kosten gefördert werden. Der Einbau neuer 

Ölheizungen soll ab 2026 verboten sein – „in Gebäuden, in denen eine klimafreundlichere 

Wärmeerzeugung möglich ist“. Für die energiesparende Gebäudesanierung ist eine steuerliche 

Förderung geplant.  
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Öko-Strom 

Im Gegenzug zu einem CO2-Preis im Verkehr und bei Gebäuden soll auch die EEG-Umlage zur 

Förderung des Ökostroms ab 2021 gesenkt werden. Der Ausbau des Ökostroms soll 

beschleunigt werden. Derzeit stockt vor allem der Ausbau der Windkraft an Land, weil es lange 

Genehmigungsverfahren und viele Klagen gibt. Um die Akzeptanz für neue Windräder zu 

erhöhen, sollen Kommunen künftig eine finanzielle Beteiligung am Betrieb von Anlagen erhalten. 

Beim Ausbau von Photovoltaik soll eine bisherige Förder-Begrenzung aufgehoben werden.  

Diese Beschlüsse zum Klimaschutzpaket werden nun in das ausführliche Klimaschutzprogramm 

2030 der Bundesregierung überführt, das dann vom Bundeskabinett beschlossen wird. 

Anschließend folgt die gesetzliche Umsetzung im Klimaschutzgesetz. 

 


